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Peter Hensinger

Bismarckstraße 63

70197 Stuttgart 

An

Frau Dr. Blind / Herr Kanzleiter / Herr Perc 

z.K. MdB Ute Vogt / Fraktion der Grünen / SÖSundLINKE
Ablehnung des Antrags der Fraktion der GRÜNEN zum Mobilfunkkonzept für Stuttgart durch die SPD 
Sehr geehrte Frau Dr. Blind, sehr geehrter Herren Kanzleiter und Perc,

uns wurde bekannt, dass bereits in der 1. Lesung am 13.11. die SPD dem Antrag der Fraktion der GRÜNEN für ein Mobilfunk-Vorsorgekonzept nicht zugestimmt hat. Wir sind darüber entsetzt, dass wieder eine Chance für eine Vorsorgepolitik vertan wurde und tatenlos zugesehen wird, wie  die Bevölkerung einer wachsenden Strahlungsbelastung und damit wachsenden Gesundheitsrisiken ausgesetzt wird. 
Ihnen ist bekannt, dass der Europarat, das Europaparlament und die Europäische Umweltagentur eine Vorsorgepolitik fordern, ebenso fordert die Baden-Württembergische Landesregierung eine Politik der Strahlenminimierung. Nach einer Anhörung im Umweltausschuss des deutschen Bundestages am 27.2.2013 erklärte für die SPD-Bundestagsfraktion der stellvertretende energiepolitische Sprecher und zuständige Berichterstatter Dirk Becker:
"Es wird höchste Zeit, dass die Bundesregierung das Machbare tut, um Bürgerinnen und Bürger vor

elektromagnetischer Strahlung zu schützen. Das Vorsorgeprinzip beim Schutz gegenüber elektromagnetischer Strahlung ausgehend von Stromtrassen und Mobilfunkanlagen muss konsequenter angewendet werden. Dies haben die drei von der Opposition geladenen Sachverständigen in der Anhörung zur Änderung der 26. BImschV klar herausgearbeitet. Nachdem im letzten Jahrzehnt der Fokus auf der Gefahrenabwehr gegenüber den nachgewiesenen akuten Wirkungen lag, ist nun die Datenlage im Bereich der chronischen Wirkungen evident. Die

bestehenden Grenzwerte bieten keinen ausreichenden Sicherheitsraum und müssen entsprechend abgesenkt werden. In anderen europäischen Ländern ist dies schon längst geschehen." (Pressemitteilung SPD Bundestag, 27.2.2013) 
Auch wenn die Kommunen keine eigenen Grenzwerte festlegen können, haben sie auf Grund der neuen Rechtssprechung die Möglichkeit, zur Strahlungsminimierung durch Einfluss auf die Aufstellung von Mobilfunkmasten beizutragen. 
Es ist nicht nur die Frage, dass hier Schritte zur Gesundheitsvorsorge blockiert werden, sondern auch die begründeten Vorschläge unserer Bürgerinitiative und des BUND KV Stuttgart (Siehe Bürgerhaus​halt) übergangen werden. 

Bevor wir an die Öffentlichkeit gehen, interessieren uns die Argumente, mit denen der gut begründete Antrag der GRÜNEN von Ihnen abgelehnt wurde, und ob die Bereitschaft da ist, diesen Schritt gegebenenfalls zu korrigieren. 

Mit freundlichen Grüßen

Peter Hensinger

Sprecher der Bürgerinitiative

